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Antworten von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in 
Schleswig-Holstein auf die Wahlprüfsteine 
der  Wirtschaftsweiber e.V. - Netzwerk les-
bischer Fach- und Führungskräfte 

 

I. Gleichstellungspoltische Initiativen in Ihrer ei genen Partei / 
Ihrem Landesverband 

1. Gibt es in Ihrer Partei / Ihrem Landesverband ei ne Statistik, die 
einen Überblick über den Anteil von Frauen ermöglic ht insbesondere 
mit Blick auf den Anteil von Frauen in Führungs- un d Spitzenpositio-
nen?  

Durch die Quote bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sind mind estens 50 Prozent 
aller Ämter und Mandate für Frauen reserviert. Dahe r liegt der Frau-
enanteil in Führungs- und Spitzenpositionen regelmä ßig bei über 50 
Prozent. Gleiches gilt für den schleswig-holsteinis chen Landesver-
band. In der Bundespartei sind 38% Frauen und 62% M änner organi-
siert. In der Landespartei sind 39,9 Frauen und 60, 1 Prozent Männer. 

2. Mit welchen Maßnahmen zur Gleichstellung wollen Sie in Ihrer 
Funktion als Organ zur Meinungsbildung und zugleich  Vorbildfunktion 
Gesellschaft und Wirtschaft ermutigen, gleichstellu ngspolitischen 
Fragen Vorrang einzuräumen?  

Die vielen Spitzenpolitikerinnen bei BÜNDNIS 90/DIE  GRÜNEN sind 
wichtige Vorbilder – sowohl innerhalb der Partei wi e auch in ihrer 
Wirkung nach außen. Bei uns stehen Frauen in der er sten Reihe – und 
das in allen Themenbereichen. Als erste Partei habe n wir ein bundes-
weites Mentoring-Programm für Frauen in der Politik  durchgeführt. 
Auch in den Landesverbänden finden solche Programme  statt.  
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3. Welche Strategie verfolgt Ihre Partei / Ihr Land esverband, um den 
Anteil von Frauen in Führungs- und Spitzenpositione n in Ihrer Par-
tei/Ihrem Landesverband zu erhöhen?  

Zum Grundkonsens unserer Partei gehört die Gleichbe rechtigung von 
Frauen und Männern. Dies ist für uns eine zentrale Gerechtigkeits-
frage. Nicht zuletzt durch die Quote liegt der Frau enanteil in Füh-
rungs- und Spitzenpositionen bei BÜNDNIS 90/DIE GRÜ NEN bei über 50 
Prozent. Damit ist die Quote ein äußerst effiziente s Mittel zur Si-
cherung einer paritätischen Besetzung dieser Positi onen. Zudem gibt 
es begleitende Regelungen, wie z.B. die Führung quo tierter Redelis-
ten. Durch in der Satzung verankerte Frauenstruktur en und Gremien, 
wie den Bundesfrauenrat oder regelmäßige Frauenkonf erenzen, wird die 
Sichtbarkeit und Vernetzung von Frauen in der Parte i erhöht und auch 
der Dialog mit der Frauenöffentlichkeit hergestellt . Selbstverständ-
lich sind wir auch auf Landesebene darum bemüht, mö glichst vielen 
jungen Nachwuchskräften eine Chance zu geben, sich an politischen 
Entscheidungsprozessen zu beteiligen und hierfür zu  kandidieren. 
Dies gilt sowohl für männliche als auch für weiblic he Nachwuchskräf-
te gleichermaßen. So betreut unser Landesvorsitzend er Robert Habeck 
zurzeit eine junge weibliche Nachwuchshoffnung im R ahmen des bundes-
weiten Mentoring-Programms. Darüber hinaus wurde au f Initiative des 
Mitglieds des Landesvorstandes der schleswig-holste inischen Grünen, 
Marlene Löhr, ein spezielles Frauenmentoring-Progra mm auf Landesebe-
ne initiiert. Mit dem Mentoring-programm sollen Fra uen ermutigt wer-
den zu kandidieren. Dabei ist auch die politische N achwuchsförderung 
Ziel unserer Initiative. Die Teilnehmerinnen (Mente es) werden bei 
einem solchen Mentoring jeweils mit einer Mentorin gekoppelt. Diese 
Mentorin ist auf Landes- oder Bundesebene politisch  aktiv und bindet 
ihre Mentee mit in ihre Arbeit ein. Über ein knappe s Jahr lang gibt 
es einen regelmäßigen Erfahrungsaustausch zwischen den Tandems, ge-
meinsame Besuchstermine und vieles mehr. Begleitend e Seminare gibt 
es, die sich mit verschiedenen politischen Themen b efassen und die 
Vernetzung zwischen den Frauen fördern sollen. 

Der Girls Day soll dazu beitragen, Spaß an der Poli tik zu vermitteln 
und Berührungsängste abzubauen. Anlässlich des jähr lichen Girls Day 
haben wir drei Mädchen zwischen 14 und 16 Jahren in  die Grüne Lan-
desgeschäftsstelle eingeladen, um einmal in die pol itische Arbeit 
einer Partei "reinzuschnuppern".  

4. Verfügt Ihre Partei / Ihr Landesverband über ein  Diversity-
Management, um den Belangen der unterschiedlichen B evölkerungsgrup-
pen Rechnung zu tragen? Welche Rolle spielt dabei d ie Gruppe der 
LGBT?  

Die Bundestagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN verfüg t über einen An-
sprechpartner für Diversity-Management. In seiner T ätigkeit steht er 
allen MitarbeiterInnen zur Seite, die aufgrund der Ethnie, des Ge-
schlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Identität eine besondere Unterstützung su-
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chen. In unserer Partei wie Fraktion arbeiten Besch äftigte aus ver-
schiedenen Minderheiten und Bevölkerungsgruppen zus ammen. Wir profi-
tieren von der Vielfalt der Lebenserfahrung unserer  MitarbeiterIn-
nen, indem unsere politische Arbeit für die Belange  der unterschied-
lichen Bevölkerungsgruppen besonders sensibilisiert  wird. Diversity-
Management hinsichtlich LGBT beinhaltet beispielswe ise, dass die Be-
triebsvereinbarung unserer Bundestagsfraktion Leben spartnerschaften 
in allen Punkten mit Ehen gleichstellt. 

II. Gleichstellungspoltische Ziele nach der Wahl 

1. Mit welchen konkreten Maßnahmen plant Ihre Parte i / Ihr Landes-
verband den Anteil von Frauen in Führungspositionen  in Politik und 
Wirtschaft zu erhöhen?  

Zentral ist ein Gleichstellungsgesetz für die Priva twirtschaft. Wir 
wollen eine paritätische Besetzung der Aufsichtsrät e. Zudem setzen 
wir uns dafür ein, dass mehr Frauen in Vorständen v on Unternehmen 
vertreten sind und wir wollen mehr Frauen als Unter nehmerinnen ge-
winnen. Junge Frauen und Männer wollen wir bei der Ausbildungswahl 
darin unterstützen, verstärkt neue Wege auszuprobie ren. Unabhängig 
vom Anspruch auf Arbeitslosengeld II sollen alle Fr auen wieder von 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik profitieren können.  Eine Demokratie 
ist stark, wenn Frauen und Männer gleichermaßen in ihren Parlamenten 
vertreten sind. Wir werden uns dafür einsetzen, ana log dem französi-
schen Paritätsgesetz Grundlagen dafür zu schaffen, damit mehr Frauen 
in den Parlamenten vertreten sind. 

2. Mit welchen Maßnahmen wird Ihre Partei / Ihr Lan desverband die 
anhaltende Lohnungerechtigkeit zwischen Frauen und Männern – immer-
hin ein Gefälle von ca. 23 % - bekämpfen?  

Der Lohnunterschied von 23 Prozent zwischen Männern  und Frauen ist 
ein Skandal. Frauen arbeiten aus familiären Gründen  in Teilzeit, ha-
ben häufig schlecht bezahlte, typische „Frauenberuf e“ oder erhalten 
weniger Lohn für dieselbe Arbeit. Wir fordern ein e chtes Verbands-
klagerecht, damit Frauen nicht allein gegen Firmen klagen müssen. 
Ein Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft würde mittelbar 
positiv auf die Entgeltgleichheit wirken. Die Tarif verträge müssen 
geschlechtergerecht überarbeitet werden, der Öffent liche Dienst soll 
dabei mit gutem Beispiel voran gehen. Ein gesetzlic her Mindestlohn 
ist ein wichtiger Beitrag zur Geschlechtergerechtig keit, weil vor 
allem Frauen von Niedriglöhnen betroffen sind. 

Im Rahmen von parlamentarischen Initiativen haben s ich die schles-
wig-holsteinischen Grünen immer wieder für eine wir kliche Gleichbe-
rechtigung eingesetzt. Sowohl innerhalb der Landesg eschäftsstelle 
als auch innerhalb der Landtagsfraktion ist der Gro ßteil der Mitar-
beiterInnen weiblich.  

3. Welche Maßnahmen wird Ihre Partei / Ihr Landesve rband ergreifen, 
um die anhaltende gesellschaftliche Diskriminierung  von Schwulen und 
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Lesben in Sport, Politik und Wirtschaft zu bekämpfe n? Beabsichtigen 
Sie, Diversity und insbesondere Fragen rund um LGBT  zum Bestandteil 
von Bildung in Schulen und Hochschulen zu integrier en um Vorurteile 
abzubauen?  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN haben einen Nationalen Aktion splan gegen Homo-
phobie im Bundestag vorgelegt (BT-Drs. 16/13394). W ir wollen ein 
Bund-Länder-Programm zur Bekämpfung antihomosexuell er Gewalt. Im 
Sport, der Jugendarbeit oder der Arbeitswelt muss v iel stärker für 
die Förderung von Vielfalt eingetreten werden. Den rechtlichen 
Schutz vor Diskriminierung wollen wir ausbauen, z.B . durch ein ech-
tes Verbandsklagerecht. Wir wollen dafür sorgen, da ss die Antidis-
kriminierungsstelle des Bundes endlich ihrem gesetz lichen Auftrag 
gerecht wird. 

Ein wichtiger Bereich ist die Bildung: Sowohl in Un terrichtsinhalten 
als auch im Alltag an Schulen und Hochschulen muss deutlich werden: 
Lesben, Schwule, Bisexuelle, trans- und intersexuel le Menschen sind 
Teil der gesellschaftlichen Vielfalt, sie sind glei chwertig und 
gleichberechtigt. PädagogInnen und alle, die berufl ich mit Kindern 
und Jugendlichen zu tun haben, müssen in der Ausbil dung wie durch 
Fortbildung befähigt werden, diese Botschaft zu ver mitteln. 

4. Welche Priorität räumt Ihre Partei / Ihr Landesv erband der recht-
lichen Gleichstellung von eingetragenen Lebenspartn erschaften mit 
der Ehe in allen Rechtsgebieten – insbesondere aber  im Steuerrecht – 
ein?  

Die volle rechtliche Anerkennung gleichgeschlechtli cher Paare gehört 
seit vielen Jahren zu den Kernanliegen grüner Polit ik. Wir haben 
auch in dieser Wahlperiode im Bundestag zahlreiche Initiativen zur 
Gleichstellung der Eingetragenen Lebenspartnerschaf ten gestartet, 
insbesondere zum Steuer-, Beamtenrecht und Adoption srecht. Sie wur-
den von der großen Koalition abgelehnt. 

Wir werden uns weiter mit aller Kraft für volle rec htliche Gleich-
stellung engagieren. Die von uns durchgesetzte Eing etragene Lebens-
partnerschaft hat die Akzeptanz für Lesben und Schw ulen in der Ge-
sellschaft deutlich verstärkt. Sie ist gesellschaft spolitisch ein 
großer Erfolg und eine wichtige Etappe auf dem Weg zu gleichen Rech-
ten, aber noch nicht das Ziel. Wir wollen die Gleic hstellung vollen-
den und nach dem Vorbild anderer Länder wie z.B. Sp anien, Belgien, 
Norwegen, Schweden und den Niederlanden die Ehe für  lesbische und 
schwule Paare öffnen. 

III. Intensivierung bisheriger Ansätze 

1. Inwieweit wird sich Ihre Partei / Ihr Landesverb and dafür einset-
zen, dass die Charta der Vielfalt nicht nur als woh lfeile Absichts-
erklärung verstanden wird sondern zugleich als wich tiges Steuerungs-
instrument für die Wirtschaft eingesetzt wird, z.B.  indem die Unter-
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zeichnung der Charta der Vielfalt zur Voraussetzung  der Vergabe öf-
fentlicher Aufträge gemacht wird?  

2. Wird Ihre Partei / Ihr Landesverband die Einhalt ung und den Er-
folg der Charta der Vielfalt erfassen und bewerten?  Sollen Sanktio-
nen für Verstöße gegen die Charta der Vielfalt eing eführt werden?  

Zu 1. und 2. 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordern, dass öffentliche Zuw endungen und Auf-
träge an die Einhaltung der Diskriminierungsverbote  geknüpft werden 
müssen. Die Unterzeichung der Charta kann dafür ein  wichtiger An-
haltspunkt sein. 

Die Charta der Vielfalt hat den Charakter einer Sel bstverpflichtung 
der Arbeitgeber, ein Arbeitsumfeld zu schaffen, das  frei von Vorur-
teilen und Ausgrenzung ist. Die Charta ist daher fr eiwillig. Wirksa-
me Sanktionen für Diskriminierung von ArbeitnehmerI nnen aufgrund der 
Ethnie, des Geschlechts, der Religion oder Weltansc hauung, einer Be-
hinderung, des Alters oder der sexuellen Identität gehören in das 
Antidiskriminierungsrecht und insbesondere in das A llgemeine Gleich-
behandlungsgesetz.  

3. Wie wird Ihre Partei / Ihr Landesverband der anh altenden Kritik 
an der Ausstattung und Amtsführung der Antidiskrimi nierungsstelle 
Rechnung tragen, um der eigentlichen Aufgabe dieser  Einrichtung, 
nämlich der Bekämpfung von Diskriminierung und Ungl eichbehandlung 
gerecht zu werden?  

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beurteilen die Arbeit der Ant idiskriminie-
rungsstelle des Bundes (ADS) sehr kritisch. Wir hab en uns für die 
Errichtung dieser Stelle eingesetzt und sind desto mehr mit ihrer 
Politik unzufrieden. Statt engagiert und öffentlich  wahrnehmbar ge-
gen Diskriminierung vorzugehen, werden sachfremde W irtschaftskon-
gresse und „Kamingespräche“ im Hotel Adlon veransta ltet. Die Bundes-
tagsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat mit einer de taillierten An-
frage an die Bundesregierung Missstände bei der Sch werpunktsetzung 
wie der Arbeitsweise der Antidiskriminierungsstelle  aufgedeckt (Ant-
wort: BT-Drs. 16/12779). In der Verantwortung steht  Familienministe-
rin Ursula von der Leyen. Sie hat eine Leiterin der  Antidiskriminie-
rungsstelle berufen, die mit einer einseitigen Wirt schaftsorientie-
rung die Stelle auf ein politisches Abstellgleis ge führt hat. Des-
halb fordern wir einen sofortigen Richtungswechsel und personellen 
Neuanfang an der Spitze der ADS, damit diese ihrem gesetzlichen Auf-
trag gerecht wird, Betroffene wirksam unterstützt u nd Diskriminie-
rungen entgegentritt und vorbeugt.  


